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Az 13 B7374/16

BESCHLUSS

In der Verwaltungsrechtssache
des
Antragsteller,

Proz.-Bev.:
Rechtsanwalte Koch und andere,
Hohenzollernstrale 25, 30161 Hannover, -

gegen

die Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch die Deutsche Telekom AG

Antragsgegnerin,

Proz.-Bev.:

Beigeladener

Streitgegenstand:  Stellenbesetzung
- Antrag nach § 123 VwGO -

hat das Verwaltungsgericht Hannover - 13. Kammer - am 2. Mai 2017 beschlossen:


Geschäftsführung
proT-in
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Der Antragsgegnerin wird im Wege der einstweiligen Anordnung
untersagt, vor Ablauf von zwei Wochen nach Bekanntgabe einer
erneuten Beférderungsentscheidung an den Antragsteller,
langstens bis zur Bestandskraft der dem Antragsteller unter dem
28. November 2016 bekanntgegebenen Auswahlentscheidung,

den Beigeladenen auf der Beférderungsliste ,“ nach A 13_vz

BBesO zu befordern.
Die Antragsgegnerin trigt die Kosten des Verfahrens.

Die auBergerichtlichen Kosten des Beigeladenen sind nicht er-

stattungsfahig.

Der Wert des Streitgegenstandes wird auf 29.822,04 Euro festge-
setzt.

Griinde

Der Antragsteller wendet sich gegen die beabsichtigte Besetzung eines nach Besol-
dungsgruppe A 13 BBesO bewerteten Dienstpostens bei der Antragsgegnerin mit dem

Beigeladenen.
Der 1962 geborene Antragsteller ist Bundesbeamter und steht als Technischer Fern-

meldeamtsrat (BesGr. A 12 t BBesO) im Dienst der Deutschen Telekom AG. Dort ist er

gemal § 4 Abs. 3 PostPersRG i.V.m. § 13 Abs. 1 SUrlVO zur Wahrnehmung einer
S bei der THONEEINEEIENEER GmbH im

Tatlgkelt als angestelliter EREE
W beurlaubt. Diese Tatigkeit ist mit T 10 bewertet

ey

Bereich RSN
und entspricht in ihrer Wertigkeit der Besoldungsgruppe A 13h/A14 BBesO.

Der Beigeladene ist ebenfalls Bundesbeamter und steht als Technischer Postamtsrat
(BesGr. A 12 BBesO) im Dienst der Deutschen Telekom AG. Er ist als Projekt-
Manager im selben Bereich wie der Antragsteller tatig. Seine zuletzt wahrgenommene
konkrete Tatigkeit ist ebenfalls mit T 10 bewertet und entspricht in ihrer Wertigkeit der
Besoldungsgruppe A 13h/A14 BBesO.

Die Antragsgegnerin hat ,Beurteilungsrichtlinien fur die bei der Deutschen Telekom AG
beschaftigten Beamtinnen und Beamten” erlassen, die zuletzt am 29. Juli 2016 aktuali-

siert wurden.
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Der Antragsteller wurde im August 2016 in einer fir den Zeitraum vom 1. November
2013 bis zum 31. August 2015 erstelliten Regelbeurteilung mit dem Gesamtergebnis
,Sehr gut +* beurteilt. Diese Beurteilung wurde am 12. August 2016 von der Zweitbeur-

teilerin und am 24. August 2016 von der Erstbeurteilerin unterzeichnet.

Der Beigeladene erhielt ebenfalls im August 2016 eine Regelbeurteilung fur den Zeit-

raum vom 1. November 2013 bis zum 31. August 2015; darin wurde er mit dem Ge-
samtergebnis ,Hervorragend +" beurteilt.

Mit Schreiben vom 28. November 2016 teilte die Antragsgegnerin dem Antragsteller

mit, dass dieser im Zuge der Beférderungsrunde 2016 auf der Beforderungsliste , "
J Beférderungsbewerbern nur

nach A 13_vz nicht beférdert werden kénne. Da bei !
Wl Planstellen zur Verfugung stiinden, kénnten nur Beamte beférdert werden, die min-
destens mit ,Hervorragend +* beurteilt worden seien. Daraufhin legte der Antragsteller
unter dem 8. Dezember 2016 Widerspruch ein, (iber den bislang noch nicht entschie-

den wurde.

'Eben'falis am 8. Dezember 2016 hat der Antragsteller bei dem Verwaltungsgericht um
Gewahrung vorldufigen Rechtsschutzes nachgesucht. Er macht geltend, die Auswahl-
entscheidung verletzte seinen Bewerbungsverfahrensanspruch. Dabei beanstandet er
die RechtmaRigkeit seiner eigenen Beurteilung sowie der des Beigeladenen. Hinsicht-
lich seiner eigenen Beurteilung tragt er unter anderem vor, es sei nicht rechtmagig,
dass die Zweitbeurteilung ausweislich der Reihenfolge der Unterzeichnungen der Beur-

teilung offenbar vor der Erstbeurteilung erstellt worden sei.

Der Antragsteller beantragt,

der Antragsgegnerin im Wege der einstweiligen Anordnung zu unter-
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P auf der Beférde-

sagen , den Konkurrenten Herrn S8
rungsliste B nach A 13_vz zu beférdern, bis die gegentiber dem
Antragsteller ergangene Auswahlentscheidung bestandskréftig ge-

worden ist.
Die Antragsgegnerin beantragt,
den Antrag abzulehnen.

Sie verteidigt die von ihr getroffene Auswahlentscheidung. Dabei hat sie hinsichtlich
der Erstellung der Beurteilung durch die Erst- und Zweitbeurteilerin nicht weiter Stel-
lung genommen, sondern lediglich die ihrerseits auf Nachfrage bei der Erstbeurteilerin

von dieser abgegebene dienstliche Erklarung im Wortlaut wie folgt mitgeteilt:
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,in der Zeit vom 08.-23-08 war ich im Urlaub.

Um keine Zeit mit der Versendung der Beurteilungen zu verlieren, wurden die

Am 24.08 bin ich aus dem Urlaub zuriick und habe die Beurteilungen unter-

schrieben und versandt.”

Der Beigeladene hat sich nicht zur Sache geauRert und keinen Antrag gestellt.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sachverhalts und des Vorbringens der Beteilig-

ten wird auf den Inhalt der Gerichtsakte und der beigezogenen Verwaltungsvorgange

Bezug genommen.

1. Der auf den Erlass einer Sicherungsanordnung (§ 123 Abs. 1 8. 1 VWGO) gerichtete
Antrag ist zulassig und hat in der Sache nach Mafgabe des Tenors Erfolg.

a. Der Antragsteller hat die Eilbedurftigkeit der begehrten Sicherungsanordnung und
damit einen Anordnungsgrund nach § 123 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 3 VwGO i.V.m.
§§ 920 Abs. 2, 294 ZPO glaubhaft gemacht. Denn die Antragsgegnerin beabsichtigt,
dem Beigeladenen den in Rede stehenden héherwertigen Dienstposten zu Ubertragen
und hat gemaR Ihrer Mitteilung vom 9. Dezember 2016 allein im Hinblick auf das vor-
liegende Eilverfahren bis zu dessen rechtskraftigen Abschluss die einschlagige Befor-
derungsliste [ BesGr A 13_vz gesperrt. Steht somit die von der Antragsgegnerin be-
absichtigte - wegen des Grundsatzes der Amterstabilitat grundsatzlich irreversible -
Vergabe des streitgegenstéandlichen Statusamts an den Beigeladenen unmittelbar be-
vor, resultiert daraus zugleich die Gefahr, dass durch eine Veranderung des bestehen-

den Zustands die Verwirklichung des Bewerbungsverfahrensanspruchs des Antragstel-

lers vereitelt werden kénnte.

b. Der Antragsteller hat auch einen Anordnungsanspruch gemah § 123 Abs. 3 VWGO
i.V.m. §§ 920 Abs. 2, 294 ZPO glaubhaft gemacht.

Art. 33 Abs. 2 GG gewahrt jedem Deutschen ein grundrechtsgleiches Recht auf glei-
chen Zugang zu jedem 6ffentlichen Amt nach Eignung, Befahigung und fachlicher Leis-
tung. Auf Basis dieser verfassungsrechtlichen Vorgabe, die in § 9 BeamtStG undin§9
BBG sowie in § 22 Abs. 1 S. 1 BBG fiir Beférderungen wiederholt werden, durfen Am-

ter nur nach Kriterien vergeben werden, die unmittelbar Eignung, Befahigung und fach-
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liche Leistung betreffen. Hierbei handelt es sich um Gesichtspunkte, die dartuber Auf-
schluss geben, in welchem MaRe der Beamte den Anforderungen seines Amtes ge-
niigt und sich in einem anderen Amt voraussichtlich bewahren wird. Der Dienstherr
darf das Amt nur demjenigen Bewerber verleihen, den er aufgrund eines den Vorgaben
des Art. 33 Abs. 2 GG entsprechenden Leistungsvergleichs als den am besten geeig-
neten ausgewahit hat. Art. 33 Abs. 2 GG dient insoweit als objektiv-rechtliches Prinzip
dem offentlichen Interesse an der bestmoglichen Besetzung der Stellen des &ffentli-
chen Dienstes. Fachliches Niveau und rechtliche Integritdt des 6ffentlichen Dienstes

sollen gerade durch die ungeschmaélerte Anwendung des Leistungsgrundsatzes ge-

wahrleistet werden.

Zudem vermittelt Art. 33 Abs. 2 GG Bewerbern ein grundrechtsgleiches Recht auf leis-
tungsgerechte Einbeziehung in die Bewerberauswahl. Jeder Bewerber um das Amt hat
einen Anspruch darauf, dass der Dienstherr seine Bewerbung nur aus Griinden zu-
riickweist, die durch den Leistungsgrundsatz gedeckt sind. Ein Bewerber um ein 6ffent-
liches Amt kann die Einhaltung des beamtenrechtlichen Leistungsgrundsatzes einfor-
dern (sog. Bewerbungsverfahrensanspruch; BVerwG, Urt. v. 04.11.2010 , 2 C 16.09,
juris Rn. 21 m. w. N.; BVerfG, Beschl. v. 29.07.2003, 2 BVR 311/03, juris Rn. 11).

In diesem Zusammenhang unterliegt die Auswahlentscheidung der Antragsgegnerin
uber die Besetzung des fur den Antragsteller und den Beigeladenen hoherwertigen
Dienstpostens als Akt wertender Erkenntnis lediglich einer eingeschrankten gerichtli-
chen Kontrolle. Die verwaltungsgerichtliche Nachpriifung beschrénkt sich darauf, ob
die Verwaltung den anzuwendenden Begriff oder den gesetzlichen Rahmen, in dem sie
sich frei bewegen kann, verkannt hat oder ob sie von einem unrichtigen Sachverhalt
ausgegangen ist, aligemeingltige Bewertungsmafstdbe nicht beachtet, sachfremde
Erwagungen angestellt oder gegen Verfahrensvorschriften verstoen hat (OVG Lune-
burg Beschl. v. 28 November 2012, 5 ME 240/12, juris Rn. 19).

Dabei gebietet der aus Art. 33 Abs. 2 GG folgende Grundsatz der Bestenauslese, zur
Ermittlung des Leistungsstandards konkurrierender Bewerber in erster Linie auf unmit-
telbar leistungsbezogene Kriterien zuriickzugreifen. Diese sind gemal § 33 Abs. 1S. 1
BLV in der Regel den aktuellen dienstlichen Beurteilungen zu entnehmen (BVerfG,
Beschl. v. 4.2.2016, 2 BvR 2223/15, juris Rn. 70 m.w.N.; OVG Sachsen, Beschl. v.
19.2.2010, 2 B 576/09, juris Rn. 15) Der danach vorzunehmende Leistungsvergleich
muss anhand aussagekraftiger, d.h. aktueller, hinreichend differenzierter und auf glei-
chen BeurteilungsmaRstaben beruhender dienstlicher Beurteilungen vorgenommen

werden (BVerwG, Beschl. v. 19.12.2014, 2 VR 1/14, juris Rn. 35).
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Erweist sich eine dienstliche Beurteilung, die Grundlage eines Vergleichs zwischen den
Bewerbern um ein Beférderungsamt ist, als rechtsfehlerhaft, kann dies im Rahmen der
verwaltungsgerichtlichen Uberprifung - auch bereits im Verfahren auf Gewéhrung vor-
laufigen Rechtsschutzes - Konsequenzen im Hinblick auf die Auswahlentscheidung

haben (vgl. BVerwG, Urt. v. 18.4.2002, 2 C 19.01, juris Rn. 16).

Soweit dabei - wie hier von dem Antragsteller - im Streit tiber die Auswahl fur ein Be-
forderungsamt die der Auswahl zugrundeliegende dienstliche Beurteilung angegriffen
wird, ist weiter zu berticksichtigen, dass dienstliche Beurteilungen nur eingeschrankt
Uberprifbar sind. Die verwaltungsgerichtliche Rechtmafigkeitskontrolle beschrankt
sich insofern darauf, ob die Verwaltung den anzuwendenden Begriff oder den gesetzli-
chen Rahmen, in dem sie sich frei bewegen kann, verkannt hat, ob sie von einem un-
richtigen Sachverhalt ausgegangen ist, allgemeingtiltige Wertmafistabe nicht beachtet,
sachfremde Erwagungen angestellt oder gegen Verfahrensvorschriften insbesondere
auch gegen mit héherrangigem Recht vereinbare Richtlinien (Verwaltungsvorschriften)
verstoRRen hat (standige Rechtsprechung, vgl. etwa BVerwG, Beschl. v. 18.06.2009, 2
B 64.08, juris Rn. 6; Nds. OVG, Beschl. v. 28.11.2012, 5 ME 240/12, juris Rn. 26).

Bei der im Eilverfahren lediglich gebotenen summarischen Priifung, bei der eine wei-
tergehende Sachverhaltsaufkiarung grundsétzlich ausgeschiossen ist, sprechen nach
der vorliegenden Aktenlage iiberwiegende Anhaltspunkte dafur, dass die in Rede ste-
hende Anlassbeurteilung des Antragstellers vom August 2016 in verfahrensfehlerhafter

Weise zustande gekommen sein kénnte.

Hier durfte hinsichtlich der Beurteilung des Antragstellers vom August 2016 ein Verstof}
gegen die gemalk § 50 Abs. 2 BLV erlassene Beurteilungsrichtlinie der Antragsgegne-

rin vorliegen.

Zwar handelt es sich bei solchen Beurteilungsrichtlinien nicht um Rechtsnormen, son-
dern nur um Verwaltungsvorschriften, die eine einheitliche Verwaltungstibung sicher-
stellen sollen (BVerwG, Urt. v. 2. Marz 2000, 2 ‘C 7/99, juris Rn. 19). Erlasst der
Dienstherr indes solche Richtlinien, so hat er diese gemaR Art. 33 Abs. 21. V. m. Art 3
Abs. 1 GG gleichmaRig auf alle Beamten anzuwenden, die bei beamtenrechtlichen
Entscheidungen tber ihre Verwendung und ihr dienstliches Fortkommen miteinander in
Wettbewerb treten kénnen. Die Verwéltungsgerichte haben daher im Einzelfall auch zu
priifen, ob die Beurteilungsrichtlinien gleichmafig eingehalten worden sind (BVerwG,
Urt. v. 30. April 1881, 2 C 26/78, juris Rn 25). Denn solche Beurteilungsrichtlinien stel-
len entweder im Falle ihrer erstmaligen Anwendung eine - der Verwaltung und den

Bewerbern im Voraus bekannt gegebene - antizipierte Verwaltungspraxis dar (vgl.
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BVerwG, Urt. v. 29. April 1971, I C 20.69, juris Rn. 35, Urt. v. 24. Marz 1977, I C
14.75, juris Rn. 20) oder sie sind im Falle ihre dauerhaften Anwendung selbst Ankntip-
fungsgrundlage fiir eine Selbstbindung der Verwaltung, solange nicht konkrete An-
haltspunkte dafir vorliegen, dass sich die Verwaltungspraxis von den Beurteilungs-
richtlinien entfernt haben kénnte (VG Dusseldorf, Urt. v. 08. Marz 2005, 2 K 6383/04,
juris Rn. 30 m.w.N.). Fiir Letzteres ist hier nichts ersichtlich. Auch ist nicht ersichtlich,

dass die Beurteilungsrichtlinien gegen héherrangiges Recht verstofien wlrden.

Demnach sind die Beurteilungsrichtlinien der Antragsgegnerin, insbesondere auch die

sich daraus ergebenden Verfahrensweisen zur Erstellung von Beurteilungen verbind-
lich.

Im vorliegenden Fall spricht die derzeitige Aktenlage daflr, dass gegen das System
der Erst- und Zweitbeurteilung verstoen wurde, welches eigentlich durch Nr. 4.2 der
Beurteilungsrichtlinie sowie §§ 2 und 3 der dazu ergangenen Anlage | (,Leitfaden far
Erst- und Zweitbeurteiler(innen) zur Erstellung der dienstlichen Beurteilungen fur die
Beamtinnen und Beamten der Deutschen Telekom AG") vorgesehen ist. Nach Nr. 4.2
der Beurteilungsrichtlinie erstellt der Erstbeurteiler einen Beurteilungsvorschlag, der mit
dem Zweitbeurteiler zu erértern ist. Der Zweitbeurteiler ist insbesondere daftr verant-
wortlich, dass ein einheitlicher Beurteilungsmafstab Anwendung findet und er hat auf
die Schlussigkeit des Beurteilungsentwurfs zu achten. Die endglltige Entscheidung
uber die Beurteilung bleibt dem Zweitbeurteiler vorbehalten. Auch nach § 2 der Anlage
| zur Beurteilungsrichtlinie erstellt der Erstbeurteiler einen Beurteilungsvorschlag; nach
§ 3 wirkt der Zweitbeurteiler mit, prift den Beurteilungsvorschlag des Erstbeurteilers

und erdrtert von ihm gewollte Abweichungen mit dem Erstbeurteiler.

Diese Verfahrensvorschriften lassen deutlich erkennen, dass - den jeweils unterschied-
lichen Mitwirkungskompetenzen von Erst- und Zweitbeurteiler folgend - zunachst ein

Beurteilungsentwurf des Erstbeurteilers erstellt werden muss und erst danach der
Zweitbeurteiler tatig wird.

Dass dieses Verfahren im Fall des Antragstellers eingehalten worden ist, ist indes
nicht ersichtlich. Vielmehr spricht - worauf der Antragsteller zu Recht hinweist - fir ei-
nen VerstoR gegen diese Vorschriften, dass die Beurteilung zuerst am 12. August 2016
von der Zweitbeurteilerin und erst danach, am 24. August 2016, von der Erstbeurteile-
rin unterzeichnet worden ist. Diese Chronologie lasst namlich gerade nicht erkennen,
dass tatsachlich zunachst die Erstbeurteilerin einen - durch eine Unterschrift entspre-
chend autorisierten - eigenstandigen Beurteilungsentwurf erstellt hatte, den die Zweit-

beurteilerin Uberprift hatte. Vielmehr steht zu befirchten, dass hier umgekehrt vorge-
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gangen wurde und die Zweitbeurteilerin eine Beurteilung erstellt hat, welche die Erst-
beurteilerin nur noch unterschrieben hat ohne zuvor einen eigenen Beurteilungsentwurf
erarbeitet zu haben. Auch aus den von der Antragsgegnerin vorgelegten Akten lasst
sich der genaue zeitliche und inhaltliche Verlauf der Beurteilungsentstehung nicht
nachvollziehen, weil dieser aktenmagig nicht weiter dokumentiert ist. Die Antragsgeg-
nerin hat insofern im gerichtlichen Verfahren trotz des entsprechenden Angriffs des
Antragstellers auch nicht weiter inhaltlich Stellung genommen. Die in diesem Zusam-
menhang von ihr lediglich zitierte dienstiiche Erklarung der Erstbeurteilerin vermag
hingegen die Zweifel der Kammer an der korrekten Verfahrensweise nicht auszurau-
men. Dass die Erstbeurteilerin angibt, in der Zeit vom 8. bis zum 23. August (wohl
2016) im Urlaub gewesen zu sein, lasst offen, ob sie vor der Erstellung der Beurteilung
durch die Zweitbeurteilerin Uberhaupt einen eigenen Beurteilungsentwurf erstellt hat.
Wenig hilfreich ist insofern auch der weitere Hinweis der Erstbeurteilerin darauf, dass
keine Zeit mit der Versendung der Beurteilungen verloren werden sollte und die Beur-
teilungen daher zunachst in EEEI von der Zweitbeurteilerin unterschrieben werden
sollten. Denn insofern erschlieRt sich nicht, warum sie ihren Beurteilungsentwurf, so-
fern sie diesen bereits vor ihrem Urlaub erstellt hatte, nicht auch noch vor ihrem Ur-

laubsantritt durch ihre Unterschrift autorisiert, sondern dies erst nach ihrer Urlaubs-

riickkehr am 24. August 2016 getan hat.

Der insofern naheliegende Verfahrensfehler bei der Erstellung der Beurteilung des An-
tragstellers ist auch nicht etwa unbeachtlich, sondern kénnte sich auf das Auswahlver-
fahren ausgewirkt haben. Denn es erscheint nicht ausgeschlossen, dass die Beurtei-

lung bei Einhaltung des durch die Beurteilungsrichtiinie vorgeschriebenen Verfahrens

anders hétte ausfallen kénnen.

Da der Antrag bereits insofern Erfolg hat, kam es auf die weiteren vom Antragsteller
angesprochenen Angriffe gegen seine Beurteilung sowie gegen die Beurteilung des

Beigeladenen nicht mehr entscheidend an.

2. Die Kostenentscheidung folgt aus § 154 Abs. 1 und § 162 Abs. 3 VWGO, wobei es
der Billigkeit entspricht, die auBergerichtlichen Kosten des Beigeladenen, der keinen
Antrag gestellt und sich daher auch keinem Kostenrisiko ausgesetzt haben (vgl. § 154

Abs. 3 VWGO), nicht fur erstattungsféahig zu erklaren.

3. Die Streitwertfestsetzung beruht auf den § 63 Abs. 2 Satz 1, § 53 Abs. 2 und § 52
Abs. 1 und 6 Satz 4 i.V.m. Satz 1 Nr. 1 GKG. Danach ist fir ein Hauptsacheverfahren
die Hélfte der Summe der fur ein Kalenderjahr zu zahlenden Bezlge der in dem Befér-

derungsverfahren in Rede stehenden Besoldungsgruppe anzusetzen. Der somit zu-
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grunde zu legende sechsfache Betrag des Endgrundgehalts der angestrebten Besol-
dungsgruppe A 13 betragt - bezogen auf den Zeitpunkt der Antragstellung gema § 20
Abs. 2 BBesG i.V.m. Anlage IV und § 78 Abs. 2 BBesG (5.218,75 Euro x 0,8524 =
4.970,34 Euro) (4.970,34 Euro x 6 =) 29.822,04 Euro. Eine Halbierung des so ermittel-
ten Streitwertes fur das Eilverfahren findet nicht statt (vgl. Nds. OVG, Beschl. v. 16.05.

2013, 5 ME 92/13, Rn. 29, juris).

Rechtsmittelbelehrung



